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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Im Gegensatz zu im Vorfeld des Volksentscheids geäusserten Befürchtungen wurde die
Ablehnung der Solidaritätsstiftung im Ausland kaum zur Kenntnis genommen und löste
auch keine negativen Reaktionen aus. Nach der Abstimmung begann sofort der
Wettbewerb der Vorschläge, wie die Erträge aus den Goldverkäufen der Nationalbank
zu verteilen und zu verwenden seien. Dabei tauchte die Idee einer Neuauflage der
Solidaritätsstiftung nicht mehr auf. Die FDP und nach einigem Zögern auch die CVP
sprachen sich für die Anwendung der Verteilungsformel für die normalen
Nationalbankgewinne aus (zwei Drittel Kantone, ein Drittel Bund). Diese Position machte
sich auch die Konferenz der Kantonsregierungen zu eigen und wurde von den Kantonen
Jura, Obwalden und Solothurn mit der Einreichung von Standesinitiativen bekräftigt.
Nach Ansicht des Eidg. Finanzdepartements bräuchte es aber auch dazu einen
speziellen Parlamentsbeschluss, da es sich bei den Goldverkäufen um
aussergewöhnliche Erträge handle. Im nationalen Parlament wurden in Bezug auf die
Verwendung der Mittel verschiedene Vorstösse deponiert. So verlangten die
Freisinnigen Merz (AR) und Favre (VD) in gleichlautenden Motionen in den beiden Räten,
dass die Erträge zum Schuldenabbau verwendet werden müssen. Ein weiterer
Freisinniger (Dupraz, GE) schlug hingegen mit einer parlamentarischen Initiative eine
analoge Verteilung wie das eben abgelehnte Gegenprojekt vor, nur dass anstelle einer
Solidaritätsstiftung ein Forschungsfonds alimentiert werden soll. Ebenfalls mit einer
parlamentarischen Initiative forderte der Christlichsoziale Fasel (FR) die
vollumfängliche Verwendung der Erträge durch den Bund für die Erhöhung der
Kinderzulagen. Die SVP hielt an ihrer ursprünglichen Idee fest, primär die AHV zu
begünstigen. Sie reichte eine parlamentarische Initiative ein, welche einen Drittel der
Erträge den Kantonen und zwei Drittel der AHV zukommen lassen will. Eine identische
Verteilung schlug der Genfer Nationalrat Grobet (alliance de gauche) ebenfalls mit einer
parlamentarischen Initiative vor. Die SP hat sich noch nicht definitiv festgelegt,
bevorzugt aber Lösungen, welche neben der AHV auch Forschung und Bildung von den
Erträgen profitieren lassen. 1
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1) 24h, 24.9.02 (EFD); LT, 24.9.02; NZZ, 17.10.02; AZ, 17.10.02 (CVP); NZZ, 13.11. (Kantone) und 29.11.02 (Standesinitiativen); TA,
9.11. und 10.12.02 und BaZ, 7.12.02 (SP). Im Berichtsjahr noch nicht behandelte parlamentarische Vorstösse: Merz (02.3452),
Favre (02.3451), Dupraz (02.447), Fasel (02.445), SVP (02.449) und Grobet (02.446).; LT, 24.9.02.
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